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Text 

V e r fa h r e n s h i l f e  

§ 61. (1) Soweit im Folgenden nicht anderes bestimmt ist, sind die Voraussetzungen und die 
Wirkungen der Bewilligung der Verfahrenshilfe nach den Vorschriften der Zivilprozessordnung – ZPO, 
RGBl. Nr. 113/1895, zu beurteilen. Die Bewilligung der Verfahrenshilfe schließt das Recht ein, dass der 
Partei ohne weiteres Begehren zur Abfassung und Einbringung der Revision, des Fristsetzungsantrages, 
des Antrages auf Wiederaufnahme des Verfahrens oder auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand oder 
des Antrages auf Entscheidung eines Kompetenzkonfliktes und zur Vertretung bei der Verhandlung 
(§ 40) ein Rechtsanwalt beigegeben wird. 

(2) Hat das Verwaltungsgericht in seinem Erkenntnis oder Beschluss ausgesprochen, dass die 
Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG zulässig ist, entscheidet über den Antrag auf Verfahrenshilfe das 
Verwaltungsgericht mit Beschluss. Die Erfolgsaussichten der Rechtsverfolgung (§ 63 Abs. 1 ZPO) sind 
für seine Entscheidung nicht maßgeblich. 

(3) Hat das Verwaltungsgericht in seinem Erkenntnis oder Beschluss ausgesprochen, dass die 
Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig ist, entscheidet über den Antrag auf Verfahrenshilfe 
der Verwaltungsgerichtshof. Im Antrag ist, soweit dies dem Antragsteller zumutbar ist, kurz zu 
begründen, warum entgegen dem Ausspruch des Verwaltungsgerichtes die Revision für zulässig erachtet 
wird. 

(4) Über Anträge auf Verfahrenshilfe für die Abfassung und Einbringung eines Fristsetzungsantrages 
oder eines Antrages auf Entscheidung eines Kompetenzkonfliktes entscheidet der 
Verwaltungsgerichtshof. 

(5) Hat das Verwaltungsgericht bzw. der Verwaltungsgerichtshof die Verfahrenshilfe bewilligt, hat 
es bzw. hat er den Ausschuss der nach dem gewöhnlichen Aufenthalt der Partei zuständigen 
Rechtsanwaltskammer zu benachrichtigen, damit der Ausschuss einen Rechtsanwalt zum Vertreter 
bestelle. Wünschen der Partei über die Auswahl dieses Rechtsanwalts ist im Einvernehmen mit dem 
namhaft gemachten Rechtsanwalt nach Möglichkeit zu entsprechen. 

(6) Wird gemäß § 45 Abs. 4 der Rechtsanwaltsordnung – RAO, RGBl. Nr. 96/1868, anstelle des 
bisher beigegebenen Rechtsanwaltes ein anderer Rechtsanwalt zur Verfahrenshilfe bestellt, hat die 
Rechtsanwaltskammer den Verwaltungsgerichtshof hievon unverzüglich unter Beischluss eines 
Zustellnachweises in Kenntnis zu setzen. 

(7) Hat der Verfassungsgerichtshof eine Beschwerde gemäß Art. 144 Abs. 3 B-VG dem 
Verwaltungsgerichtshof abgetreten, gilt eine von ihm bewilligte Verfahrenshilfe und die Bestellung eines 
Rechtsanwaltes auch für das Revisionsverfahren. 


